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Ausfertigung 

 

Amtsgericht Mönchengladbach  

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 
 

Klägerin, 

Prozessbevollmächtigter:  
 

g e g e n  

den HUK Coburg Allgemeine Versicherungs AG, vertr. d. d. Vorstand 
Herrn Dr, Wolfgang Weiler, Willi-Becker-Allee 11, 40202 Düsseldorf, 

Beklagten, 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt van Geest u.a., Zweigertstr. 9, 
45130 Essen, 

hat das Amtsgericht Mönchengladbach 
im vereinfachten Verfahren gemäß § 495a ZPO ohne mündliche Verhandlung am 
07.01.2013 

durch den Richter am Amtsgericht Koch 

für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird verurteilt, die Klägerin von weiteren Kosten des 
Sachverständigen in Höhe von 53,98 EUR nebst Zinsen hieraus in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 
30.07.2011 freizustellen. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 
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Die Kosten des Rechtsstreits werden der Beklagten zu 44 % und der 
Klägerin zu 56 % auferlegt. 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Ohne Tatbestand (gemäß § 313 a Abs. 1 ZPO). 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist im tenorierten Umfang begründet. 

Die Klägerin hat einen Anspruch gegen die Beklagte auf Freistellung von weiteren 
Kosten des Sachverständigen in Höhe von 53,98 EUR als Schadensersatz aufgrund 
des streitgegenständlichen Verkehrsunfalls vom 13.07.2011 gegen 16:00 Uhr auf der 
Myllendonker Straße in Mönchengladbach. Die grundsätzliche Einstandspflicht der 
Beklagten für die Unfallfolgen ist zwischen den Parteien nicht im Streit. Sie streiten 
darüber, ob die Kosten für das eingeholte Schadensgutachten des Sachverständigen 
Joachim Brötzmann vom 15.07,2011 in voller Höhe zu erstatten ist. Die Beklagte hat 
auf die in Rechnung gestellten Kosten des Sachverständigen von brutto 397,59 EUR 
einen Betrag von 321,00 EUR gezahlt. Die Klägerin macht den Differenzbetrag mit 
der Klage geltend. 

Ein Anspruch der Klägerin auf weiteren Schadenersatz besteht nur in Höhe von 
53,98 EUR. 

Die Einwendungen der Beklagten gegen einen Anspruch dem Grunde nach greifen 
nicht durch. Der Anspruch ist der Klägerin wirksam rückabgetreten worden. 

Die Klägerin ist aktivlegitimiert. Inhalt der Vermutung des § 1006 Abs. 1 BGB ist, 
dass der Besitzer bei Erwerb des Besitzes Eigenbesitz begründete, dabei unbeding-
tes Eigentum erwarb und es während der Besitzzeit behielt (Palandt- Bassenge, 
BGB, 71. Aufl., § 1006 Rn 4). Unstreitig hatte die Klägerin Besitz am Kfz erworben. 

Die Beklagte ist passivlegitimiert, jedenfalls kann sie sich nicht darauf berufen, dass 
die HUK24 AG und nicht sie die Versicherung des Unfallbeteiligten war. Eine derarti-
ge Berufung wäre wegen Rechtsmissbrauchs unerheblich. Die Beklagte hat dem 
Vortrag nicht widersprochen, dass die HUK24 AG und sie demselben Unternehmen 
gehören. Sie hat selbst vorgetragen, dass sie die 321,00 EUR gezahlt habe. Zwar 
enthielten die vorgelegten Schriftstücke der Beklagten jeweils den Zusatz „Im Auftrag 
und in Vertretung der HUK24 AG". Jedoch hat die Klägerin unwidersprochen vorge-
tragen, dass die Beklagte in dem vorliegenden Schadenfall Fragebögen versendet 
hat, die keinen entsprechenden Zusatz aufweisen und lediglich unter dem Rubrum 
„HUK-COBURG-Allgemeine Versicherung AG" versandt wurden. Da hiernach davon 
auszugehen ist, dass die Beklagte der Klägerin gegenüber unter diesen Namen auf-
getreten ist, kann sie sich nicht darauf berufen, dass an ihrer Stelle ein anderes Un-
ternehmen passivlegitimiert sei. 



- 3 - 

Die Klägerin hat einen Anspruch auf die geltend gemachten weiteren Gutachterkos-
ten, soweit diese gemäß § 249 BGB erforderlich waren. Hierfür trägt die Klägerin die 
Darlegungs- und Beweislast. Das Gericht geht von folgenden Grundsätzen gemäß 
der bereits von den Parteien zitierten Entscheidung des BGH aus: 

Nach § 249 Abs. 2 S. 1 BGB hat der Schädiger den zur Wiederherstellung der be-
schädigten Sache erforderlichen Geldbetrag zu zahlen. Er hat hierzu den Finanzie-
rungsbedarf des Geschädigten in Form des zur Wiederherstellung erforderlichen 
Geldbetrags zu befriedigen und nicht etwa vom Geschädigten bezahlte Rechnungs-
beträge zu erstatten (BGH NJW 2007, 1450). Der Geschädigte kann vom Schädiger 
nach § 249 Abs. 2 BGB als erforderlichen Herstellungsaufwand nur die Kosten er-
stattet verlangen, die vom Standpunkt eines verständigen, wirtschaftlich denkenden 
Menschen in der Lage des Geschädigten zur Behebung des Schadens zweckmäßig 
und angemessen erscheinen (BGH a.a.O.). Er ist nach dem Wirtschaftlichkeitsgebot 
gehalten, im Rahmen des ihm Zumutbaren den wirtschaftlicheren Weg der Scha-
densbehebung zu wählen, sofern er die Höhe der für die Schadensbeseitigung auf-
zuwendenden Kosten beeinflussen kann. Dabei ist bei der Beurteilung, welcher Her-
stellungsaufwand erforderlich ist, auch Rücksicht auf die spezielle Situation des Ge-
schädigten, insbesondere auf seine individuellen Erkenntnis- und Einflussmöglichkei-
ten sowie auf die möglicherweise gerade für ihn bestehenden Schwierigkeiten zu 
nehmen (BGH a.a.O.). Auch ist der Geschädigte grundsätzlich nicht zu einer Erfor-
schung des ihm zugänglichen Markts verpflichtet, um einen für den Schädiger und 
dessen Haftpflichtversicherer möglichst preisgünstigen Sachverständigen ausfindig 
zu machen, wobei für ihn allerdings das Risiko verbleibt, dass er ohne nähere Erkun-
digungen einen Sachverständigen beauftragt, der sich später im Prozess als zu teuer 
erweist (BGH a.a.O.). 

Von diesen Grundsätzen ausgehend hat das Gericht zunächst Bedenken gegen die 
Annahme geäußert, es würde eine ausreichende Schätzungsgrundlage für die Be-
stimmung der erforderlichen Sachverständigenkosten bestehen. Es hält jedoch nach 
erneuter Prüfung eine ausreichende Grundlage gemäß § 287 ZPO für eine Schät-
zung der erforderlichen Kosten für gegeben. Zwar lassen weder die „Empfehlung für 
Kfz-Sachverständigenhonorare", noch die „BVSK-Honorarbefragung 2008/2009" 
noch das „Gesprächsergebnis BVSK—HUK-Coburg/Bruderhilfe" erkennen, auf wel-
cher Tatsachenbasis die Beträge zustande gekommen sind. Jedoch handelt es sich 
bei den Befragungen um die Zusammenstellung der ermittelten Kosten für die Scha-
densbegutachtung. 

Die Erforderlichkeit der Sachverständigenkosten kann anhand einer dieser Zusam-
menstellung beurteilt werden. Hierbei ist die Aufstellung des „Verbandes freier Kraft-
fahrzeug-Sachverständiger e.V.", nämlich die „Empfehlung für Kfz-Sachverständigen-
honorare" mit dem Stand vom 01.04.2011 am besten geeignet, weil diese Aufstellung 
detailreicher ist. Sie weist nämlich gesondert die üblichen Nebenkosten aus. Diese 
werden zwar in dem „Gesprächsergebnis BVSK—HUK-Coburg/Bruderhilfe" auch be-
rücksichtigt, jedoch nicht gesondert ausgewiesen, so dass nicht deutlich ist, welche 
Nebenkosten in welcher Höhe Eingang in den Gesamtbetrag gefunden haben. Die 
„BVSK-Honorarbefragung 2008/2009" ist als Grundlage einer Schätzung nicht geeig- 
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net, weil sie unklar ist. Diese Tabelle ist jedenfalls erläuterungsbedürftig, da innerhalb 
der Spalte „HB III" Werte angegeben sind, die zwischen 40 % und 50 % der BSVK-
Mitglieder berechnen, diese Werte in der Spitze aber höher sind als die Werte in der 
Spalte „HB II", deren jeweiliger Betrag von 90 % der Mitglieder des BVSK un-
terschritten wird. 

Unter Heranziehung der „Empfehlung für Kfz-Sachverständigenhonorare" mit dem 
Stand vom 01.04.2011 sind die vom Sachverständigen Brötzmann vorliegend geltend 
gemachten Kosten nicht zu beanstanden. Unter Beachtung der Schadenshöhe sind 
nach der Tabelle Gutachterkosten von netto 231,00 bis 292,00 EUR als erforderlich 
anzusehen. Der Sachverständige hat vorliegend 262,00 EUR abgerechnet, das 
entspricht der Hälfte der genannten Spanne und ist deshalb mangels anderer 
bekannter Umstände für die Bewertung der Leistung nicht zu beanstanden. Die Kos-
ten für Lichtbilder, Kopien und die Porto- bzw. Telefonkosten sind in der Tabelle nied-
riger als die Kosten, die der Sachverständige Brötzmann vorliegend angesetzt hat. 
Die Kosten sind daher mangels Kenntnis anderer zu berücksichtigender Umstände 
nicht zu beanstanden. Gegen die Anzahl der in Rechnung gestellten Lichtbilder und 
Kopien hat die Beklagte keine Einwendungen erhoben. Die in Rechnung gestellten 
Kosten von netto 262,00 EUR, 21,96 EUR, 9,00 EUR und 22,15 EUR sind hiernach 
erforderlich im Sinne des § 249 BGB. 

Demgegenüber sind die in Rechnung gestellten Fahrtkosten nicht erforderlich im 
Sinne der genannten Vorschrift. Diese vom Sachverständigen Brötzmann angesetz-
ten Fahrtkosten sind nicht zu erstatten, da insoweit ein Verstoß der Klägerin gegen § 
254 BGB vorliegt. Die Klägerin hat nichts dazu vorgetragen, weshalb angesichts des 
Standortes des Fahrzeugs nicht ein Sachverständiger aus Viersen beauftragt wurde. 
Das beschädigte Fahrzeug befand sich in Viersen und hätte dort von einem örtlichen 
Sachverständigen begutachtet werden können. Der Sachverständige Brötzmann 
reiste demgegenüber aus Nettetal an. Der Umstand, dass möglicherweise auch ein 
Sachverständiger aus Viersen Fahrtkosten hätte berechnen dürfen, ist unerheblich. 
Denn diese Konstellation ist nicht gegeben, es kann zudem nicht irgendeine Entfer-
nung unterstellt werden. Eine Fahrtkostenpauschale stellt nicht unabhängig von den 
konkreten Gegebenheiten erforderliche Kosten im Sinne des § 249 Abs. 2 S. 1 BGB 
dar. 

Mithin steht der Klägerin noch ein Schadensersatzbetrag von 53,98 EUR zu (262,00 
+21,96+9,00+22,15+  19 % - 321,00). 

Die Klägerin hat einen Anspruch gegen die Beklagte auf Freistellung hinsichtlich der 
Zinsen hieraus aus dem Gesichtspunkt des Verzuges gemäß den §§ 280, 286, 288 
BGB. Die Beklagte befindet sich aufgrund der Fristsetzung zum 29.07.2011 im 
Schreiben vorn 15.07.2011 seit dem 30.07.2011 in Verzug. 

Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Freistellung hinsichtlich der geltend gemachten 
vorgerichtlichen Anwaltskosten. Ein Anspruch hinsichtlich der als Nebenforderung 
geltend gemachten vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten ist nicht schlüssig darge-
tan. Denn die vorgerichtliche Tätigkeit ist unstreitig bereits über einen Gegenstands-
wert, der die gesamten Sachverständigenkosten beinhaltete, abgerechnet worden, 
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wobei die Beklagte hierauf einen Betrag gezahlt hat. Hinsichtlich derselben Scha-
densposition kann nicht doppelt abgerechnet werden, gegebenenfalls wäre von 
einem Gesamtgegenstandswert der gezahlte Betrag abzuziehen. Der Umstand, dass 
nunmehr wegen eines Teils der Sachverständigenkosten geklagt wird, bedeutet nicht, 
dass deswegen die Prozessbevollmächtigten vorgerichtlich doppelt tätig geworden 
sind. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 1 ZPO. Bei der Kostenentscheidung ist 
neben dem teilweisen Obsiegen der Klägerin hinsichtlich der Hauptforderung auch 
die Abweisung der Klage hinsichtlich der Nebenforderung zu berücksichtigen, da die 
Voraussetzungen des § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO nicht vorliegen. Zwar hat die Zuvielfor-
derung keine zusätzlichen Kosten verursacht, jedoch ist sie nicht verhältnismäßig ge-
ringfügig. Sie macht vielmehr 61 % der Hauptforderung aus. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 11, 713 
ZPO. 

Die Berufung wird nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des § 511 Abs. 4 ZPO 
nicht vorliegen. Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung und die 
Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 
erfordern keine Entscheidung des Berufungsgerichts. In der vorliegend maßgeblichen 
Frage der Heranziehung einer Schätzungsgrundlage gemäß § 287 ZPO wird nicht 
von den Kriterien abgewichen, die vom BGH aufgestellt worden sind. 

Streitwert: 76,59 EUR. 

 
Koch 
Richter am Amtsgericht 
 
Ausgefertigt 
 
Winter, Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftstelle 


